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Merkblatt 

zur Entscheidung über die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung des Berufs  
„staatl. anerkannte/r Sozialpädagoge/in / Sozialarbeiter/in,  

Heilpädagoge/in oder Kindheitspädagoge/in“ 

Entscheidung über die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung eines Berufs 

Die staatliche Anerkennung wird nach einem erfolgreich beendeten Studium in einem akkreditier-

ten Studiengang der Sozialen Arbeit/ Heilpädagogik/ Kindheitspädagogik an einer staatlichen o-

der staatlich anerkannten Hochschule verliehen. In Nordrhein-Westfalen wird sie von der Hoch-

schule mit einer eigenen Urkunde ausgesprochen und berechtigt zum Führen der Berufsbezeich-

nung  

 „staatlich anerkannte Sozialpädagogin/ staatlich anerkannte Sozialarbeiterin“ bzw. „staat-

lich anerkannter Sozialpädagoge/ staatlich anerkannter Sozialarbeiter“,  

 „staatlich anerkannte Heilpädagogin“ bzw. „staatlich anerkannter Heilpädagoge“ oder 

 „staatlich anerkannte Kindheitspädagogin“ bzw. „staatlich anerkannter Kindheitspäda-

goge“.  

Eine weitere Voraussetzung für die staatliche Anerkennung ist persönliche Zuverlässigkeit, die 

anhand eines erweiterten Führungszeugnisses festgestellt wird. 

Für Personen, die im Ausland einen Ausbildungsnachweis erworben haben und beabsichtigen, 

in Nordrhein-Westfalen eine ihrer Berufsqualifikation entsprechende Erwerbstätigkeit auszuüben, 

gilt das Gesetz zur Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen in Nord-

rhein-Westfalen (BQFG NRW). 

Da der Beruf der/des staatlich anerkannten Sozialpädagogen/in / Sozialarbeiters/in, Heilpädago-

gen/in oder Kindheitspädagogen/in reglementiert ist, d. h. dessen Aufnahme oder Ausübung an 

den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen gebunden sind, bedarf es dazu einer entsprechen-

den Befugnis. 

Für die Erteilung der oben genannten Befugnis ist die Bezirksregierung zuständig, 

 in deren Regierungsbezirk der/die Antragsteller/in mit Wohnsitz gemeldet ist oder 

 bei fehlendem Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen in deren Bezirk die zukünftige Arbeits-

stätte liegt. 

Das Verfahren wird auf Antrag eingeleitet. Die Anträge sind an das Dezernat 24 der zuständigen 

Bezirksregierung zu richten (Kontaktdaten siehe Seite 5). 

Im Rahmen der Entscheidung über die Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung eines Berufs im 

Bereich Sozialpädagogik/ Soziale Arbeit, Heilpädagogik oder Kindheitspädagogik erfolgt die Fest-

stellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen. 
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Gleichwertigkeitsprüfung 

Die Feststellung der Gleichwertigkeit setzt immer voraus, dass es sich bei der im Ausland erwor-

benen Ausbildung um eine mit der deutschen gleichartigen Ausbildung handelt. 

Eine gleichartige Ausbildung liegt vor, wenn  

 sie auf Hochschulniveau, d. h. mit einem akademischen Grad (Bachelor, Diplom) ab-

schließt, 

 es sich um einen Abschluss der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik oder Kindheitspädagogik 

handelt, soweit in dem Land ein Studienabschluss der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik o-

der Kindheitspädagogik erworben werden kann. 

 Sofern in dem Ausbildungsland kein Studienabschluss der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik 

oder Kindheitspädagogik erworben werden kann, muss der in dem entsprechenden Land 

erworbene Abschluss für Tätigkeiten in Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik 

oder Kindheitspädagogik anerkannt sein.  

Im zweiten Schritt erfolgt die Prüfung, ob und in welchem Umfang wesentliche Unterschiede zu 

einem deutschen Abschluss der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik oder Kindheitspädagogik beste-

hen. 

Die Unterschiede sind wesentlich, wenn die im Rahmen der ausländischen Berufsausbildung er-

worbenen nachgewiesenen Fähigkeiten und Kenntnisse 

 sich hinsichtlich des Inhalts oder aufgrund der Ausbildungsdauer wesentlich von den in 

deutschen Studiengängen der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik oder Kindheitspädagogik 

erworbenen unterscheiden und 

 die entsprechenden Fähigkeiten und Kenntnisse eine maßgebliche Voraussetzung für die 

Ausübung des Berufs des/der staatlich anerkannten Sozialpädagogen/-in / Sozialarbei-

ters/-in, Heilpädagogen/in oder Kindheitspädagogen/in darstellen. 

Dabei werden folgende inhaltliche Kriterien zugrunde gelegt: 

 Kompetenz im Bereich der relevanten deutschen Rechtsgebiete und der Verwaltung, 

 Kompetenz in der Profession und der Wissenschaft der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik 

oder Kindheitspädagogik (Kenntnisse der Geschichte, einschlägiger Theorien, Arbeitsfel-

der, Handlungskonzepte und Methoden), 

 Kompetenz in Fragen der Einbindung und Nutzung bezugswissenschaftlicher Inhalte in 

der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik oder Kindheitspädagogik, insbesondere pädagogi-

sche, psychologische, soziologische Kenntnisse, 

 Kompetenz in Fragen der ethischen Grundlagen,  

 Kompetenz, soziale Praxis reflektieren zu können. Erforderlich ist der Nachweis einer be-

rufspraktischen Tätigkeit in einem Feld der Sozialen Arbeit, Heilpädagogik oder Kindheits-

pädagogik im Umfang von mindestens 100 Tagen (z. B. Berufsanerkennungsjahr, Praxis-

semester). 
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Bei der Feststellung der wesentlichen Unterschiede können sonstige Befähigungsnachweise o-

der nachgewiesene einschlägige Berufserfahrung berücksichtigt werden. Geeignet ist insbeson-

dere ein qualifizierter Nachweis, der eine ausführliche Tätigkeitsbeschreibung sowie eine Leis-

tungs- und Verhaltensbeurteilung beinhaltet (z. B. ein qualifiziertes Arbeitszeugnis). Der Nach-

weis muss im Original sowie (bei Berufstätigkeit im Ausland) in beglaubigter Übersetzung in deut-

scher Sprache vorgelegt werden. 

Für die Feststellung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Bildungsabschlusses kann es er-

forderlich sein, eine Stellungnahme der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) in 

Bonn und/oder der Technischen Hochschule Köln, Fachhochschule Bielefeld oder Fachhoch-

schule Münster (Soziale Arbeit), Katholischen Hochschule in Münster (Heilpädagogik) oder Tech-

nischen Hochschule Köln, Hochschule Rhein-Waal in Kleve oder Fachhochschule Südwestfalen 

in Soest (Kindheitspädagogik) einzuholen. 

Sollte eine positive Entscheidung über die Gleichwertigkeit anhand der im Antragsverfahren vor-

gelegten Unterlagen nicht möglich sein, ist die Absolvierung einer Ausgleichsmaßnahme erfor-

derlich. Auf diese Weise können die festgestellten wesentlichen Unterschiede kompensiert wer-

den. 

Ausgleichsmaßnahmen sind  

 ein höchstens dreijähriger Anpassungslehrgang, der bewertet werden kann, 

 eine Eignungsprüfung, die ausschließlich die beruflichen Kenntnisse der Antragsteller/-

innen betrifft. 

Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen werden die vorhandenen Berufsqualifikatio-

nen der Antragstellerin oder des Antragstellers berücksichtigt. Der Inhalt der Ausgleichsmaßnah-

men beschränkt sich auf die festgestellten wesentlichen Unterschiede. 

Die Antragsteller haben die Wahl zwischen der Absolvierung eines Anpassungslehrgangs und 

dem Ablegen einer Eignungsprüfung.  

Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen sind die  

 Technische Hochschule Köln, Fachhochschule Bielefeld oder Fachhochschule Münster 

(Soziale Arbeit),  

 Katholische Hochschule in Münster (Heilpädagogik) oder  

 Technische Hochschule Köln, Hochschule Rhein-Waal in Kleve oder Fachhochschule 

Südwestfalen in Soest (Kindheitspädagogik) zuständig.  

Die Antragsteller/-innen können sich für eine der vorgenannten Fachhochschulen entscheiden. 
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Für die Absolvierung einer Ausgleichsmaßnahme sind Deutschkenntnisse auf Sprachniveau B2 

erforderlich. Ein entsprechender Nachweis ist vor Beginn einer Ausgleichsmaßnahme der jewei-

ligen Fachhochschule gegenüber zu erbringen. 

 

 

Erteilung der Befugnis 

Nach Feststellung der Gleichwertigkeit ist zur Erteilung der Befugnis die persönliche Zuverlässig-

keit durch die Vorlage einer Straffreiheitserklärung und eines erweiterten Führungszeugnisses 

nachzuweisen. Diese werden zu gegebener Zeit gesondert angefordert. 

 

 

Gebühren und Auslagen 

Die Bearbeitung der Anträge ist gebührenpflichtig. Je nach erforderlichen Verwaltungsaufwand 

im Einzelfall werden Gebühren in einer Höhe von 60 € bis 600 € erhoben (Tarifstelle 13 der All-

gemeinen Verwaltungsgebührenordnung - AVerwGebO NRW). Hinzu kommen ggf. Auslagen für 

gutachterliche Stellungnahmen durch die zuständigen Fachhochschulen, die nach Zeitaufwand 

mit einem Stundensatz von 47 € berechnet werden.  

Darüber hinaus werden von den zuständigen Fachhochschulen für die Teilnahme von erforderli-

chen Ausgleichsmaßnahmen (§ 11 Abs. 1 BQFG NRW) Gebühren erhoben. 

 

Hinweise zu vorzulegenden Unterlagen: 

Alle im Antrag gemachten Angaben sind durch geeignete Unterlagen nachzuweisen. 

Alle erforderlichen Unterlagen können Sie als einfache Kopie oder per E-Mail (PDF) einreichen. 

Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten 

Unterlagen, können Sie aufgefordert werden, innerhalb einer angemessenen Frist Originale, be-

glaubigte Kopien oder weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. 

Bei nicht in deutscher Sprache verfassten Dokumenten sind Übersetzungen in deutscher Spra-

che von einem öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher/-in oder Übersetzer/-in anzufer-

tigen. Die Liste der entsprechenden Anschriften in Deutschland kann über die folgende Daten-

bank ermittelt werden: http://www.gerichts-uebersetzer.de/. 
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–Staatliche Anerkennung Soziale Arbeit / Kindheitspädagogik / Heilpädagogik– 

Kontaktdaten der Bezirksregierungen in Nordrhein-Westfalen 
 

 Bezirksregierung Arnsberg 
Dezernat 24 -Sozialwesen- 
Seibertzstraße 1 
59821 Arnsberg 

Frau Goesmann 
Tel.: 02931/82-2351 
Fax: 02931/82-41764 
E-Mail: anerkennung.sozialberufe@bra.nrw.de   

Bezirksregierung Detmold 
Dezernat 24 -Sozialwesen- 
Leopoldstraße 15 
32756 Detmold 

Frau Niggemeyer 
Tel.: +495231/712455 
Fax: 05231/71-822455 
E-Mail: denise.niggemeyer@bezreg-detmold.nrw.de  

Bezirksregierung Düsseldorf  
Dezernat 24 -Sozialwesen- 
Postfach 300865  
40408 Düsseldorf 

Frau Offergeld 
Tel.: 0211/475-3776 
Fax: 0211/475-3910 
E-Mail: simone.offergeld@brd.nrw.de  

 

Frau Geßmann 

Tel.: 0211/475-1184 
Fax: 0211/475-3910 
E-Mail: Antonia.Gessmann@brd.nrw.de  

Bezirksregierung Köln 
Dezernat 24 -Sozialwesen- 
50606 Köln 
 

Herr Niedecker 
Tel.: 0221/147-2775 
Fax: 0221/147-2887 

Frau Busch 
Tel.: 0221/147-5063 
Fax: 0221/147-2887 
 
E-Mail: 24-Sozialberufe@bezreg-koeln.nrw.de 

Bezirksregierung Münster 
Dezernat 24 -Sozialwesen- 
Domplatz 1-3 
48143 Münster 

Frau Nippert 
Tel.: 0251/411-1567 
Fax: 0251/411-81567 
E-Mail: dunja.nippert@brms.nrw.de  

Herr May 
Tel.: 0251/411-3104 
Fax: 0251/411-83104 
E-Mail: christoph.may@brms.nrw.de  

 


